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Verbandssekretariat 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 

Telefon 42 32 69, 42 32 60 

An das 

Präsidium des National rates 

Parlament 

1010 Wie n 

Sehr geehrte Damen und Herren 
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Wien, 25. September 1987 

Lg/m/XIlI/328 

Wir erlauben uns, Ihnen in der Beilage 25 Ausfertigungen unserer Stellung­

nahme zum Entwurf für ein "Behindertengesetz" zu übermitteln. 

Mit der Bitte um Kenntnisnahme und 

freundl ichen Grüßen 

f.d. {' l/ \1-

cif i 
(LAbg. Gerhard LUSTIG) 1 

Beilage Generalsekretär 

Bankverbindung: 
Postsparkasse Kto.-Nr.1832.143 
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MIETERVEREINIGUNG ÖSTERREICHS 

STELLUNGNAHME ZUM ENTWURF EINES BUNDESBEHINDERTENGESETZES (BBG) 

••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

G rundsätzl iches: 

Höchst erfreulich ist das Ziel des vorl iegenden Entwurfes, näml ich alle jene Rege­

lungen zu vereinen, die Behinderte betreffen und nicht zu einem besonderen Verwal­

tungsrechtsbereich, wie etwa Einkommenssteuerrecht, Schul recht oder Verkehrsrecht, 

gehören. Bei Beibehaltung der bisherigen Verwaltungsrechtssystematik wird also der 

wichtige Versuch unternommen, die sonstigen behindertenrelevanten Normen in ei­

nem Gesetz zu vereinen. Dabei bleibt der Gesetzesentwerfer aber leider nach dem 

ersten Schritt stehen und sieht das Unternehmen nur als ersten Versuch an, statt 

gleich eine umfassende Kodifikation vorzulegen, die die Unübersichtlichkeit für län­

gere Zeit beseitigen könnte. So wi rd zwar das Nationalfondsgesetz 1981 in den §§ 

25 bis 41 und § 64 des Entwurfes rezipiert, nicht aufgenommen und auf einen spä­

teren Termin verschoben wird der Einbau des Invalideneinstellungsgesetz (IEinstG) 

1969 und etwaige andere Spezi al gesetze. 

Begrüßenswert ist auch, daß die verschiedenen Rehabilitationsträger durch den vor­

liegenden Entwurf zu einer Koordination ihrer Tätigkeiten in Hinblick auf einen re­

habi I itationsbedürftigen Menschen angehalten werden, da dadurch ein unnötiges und 

zum Teil widersprüchliches Nebeneinanderhandeln vermieden werden kann und soll. 

Auch die weiteren wesentlichen Regelungen des GE, also die gesetzliche Veranke­

rung des Sozial-Service des BMfAus, der Zentralen Hilfsmittelberatungsstelle, der 

Sozial-Servicestellen bei allen Landesinvalidenämtern, weiters die Einführung eines 

bundesweit einheitlichen Behindertenpasses und die Gewährung einer Fahrpreisermä­

ßigung für bedürftige Behinderte beim Bahn- und Postverkehr werden prinzipiell 

positiv eingeschätzt, wenngleich es im Detail einige Kritikpunkte gibt (siehe unten). 

Unhaltbar erscheinen hingegen die Überlegungen zur Deckung des Personalaufwandes 

(EB S. 5t): Zum einen ist nicht nachvollziehbar, daß der Mehrbedarf an Personal nur 

durch Umschichtung aus der Kriegsopferversorgung gedeckt werden kann, wenn das 

Gesetz wirklich greifen und effektiv sein soll. Da diese Bedenken auch der Geset­

zesentwerfer hat, überlegt er in den EB (S. 6) das Gesetz eventuell bei Inkrafttre­

ten nicht in vollem Umfang wi rksam werden zu lassen. Geht man aber idealtypi-
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scherweise davon aus, daß das Gesetz (wenigstens bei den unmittelbar Betroffenen) 

auch bekannt wird, so ist diese Strategie abzulehnen, da durch das Gesetz Hoffnun­

gen gemacht würden, die aber letztlich nicht oder nur zeitverzögert erfüllt würden. 

Es ist daher zu fordern, daß der Personalbedarf und dessen Finanzierung rechtzeitig 

geklärt wi rd. 

Im Besonderen: 

zu § 1: Da die Abgrenzung des bedürftigen Personenkreises schwierig ist, ist 

die weite Umschreibung ebenso wie die Definition der Rehabilitation als umfassen­

den Prozeß der Sozialisation (medizin., berufi., pädagog. und soziale Maßnahmen) als 

positiv zu beurteilen. Legistisch verbesserungsbedürftig ist aber die unnötige Wieder­

holung der Definition der Ziele der Hilfe (sowohl in § 1, § 3 und § 15). Eine einzi­

ge, aber umfassende und prägnante Begriffsbestimmung sollte ausreichen. 

zu §§ 5,6: Sehr bedeutsam in Hinblick auf eine möglichst wirksame Gewährung 

von Hilfe ist das hier normierte Gebot, daß die Rehabilitationsträger die Maßnahmen 

- bei Wahrung der Disposition des Bedürftigen - unverzüglich einzuleiten, Anträge, 

für die er unzuständig ist, an den zuständigen Rehabilitationsträger weiterzuleiten 

und eigene Sachverhaltsermittlungen wenn nötig den anderen Rehabilitationsträgern 

zur Verfügung zu stellen hat. 

Außerdem werden die Rehab.träger verpflichtet, bei Gelegenheit zu prüfen, ob wei­

tere und andere Maßnahmen erforderl ich sind. Sehr fortschrittl ich und zweckdienl ich 

ist auch die Regelung, daß mehrere beteiligte Rehab.träger je einen Vertreter in 

ein Team zu entsenden haben, das hinsichtlich eines bestimmten Bedürftigen einen 

Rehabilitationsgesamtplan zu erstellen hat, aufgrund dessen die beteiligen Rehab.trä­

ger einvernehmlich vorzugehen haben. Bedauerlich ist, daß die Entscheidungen aber 

letztlich aufgrund der bestehenden Gesetze bei den einzelnen Rehab.trägern bleiben 

und das Team somit ledigl ich ein Organ mit beratender Funktion ist (EB S. 12). 

Interessant ist auch, daß, wie in § 5 Abs. 3 normiert, der "medizinische" Rehabili­

tationsträger zu prüfen hat, ob auch Maßnahmen der sozialen und beruflichen Reha­

bilitation notwendig sind. Als Beispiel solcher Maßnahmen nennen die Erläuterungen 

die Verschaffung einer geeigneten Unterkunft oder den Ankauf eines Kfz bei starker 

Gehbehinderung. Die Kosten dieser Maßnahmen sind gem. § 8 Abs. 3 durch die So­

zialversicherungsträger, die Bundessozialämter und die Arbeitsmarktverwaltung einver­

nehmlich zu erbringen, wobei das Ausmaß der Kostentragung in abzuschließenden 

Gesamtvereinbarungen zu regeln ist. 
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zu § 10; 11: Die Schaffung eines Bundesbehindertenbei rats, dem bei einem derzeiti­

gen Stand von 23 Mitgliedern sieben Behindertenvertreter angehören sollen und zu 

dessen Aufgaben die Beratung des Ministers, Gutachtenerstellung und Maßnahmenko­

ordinierung zählen, erscheint als notwendig und sinnvoll. 

zu § 12: Der unterlaufene Redaktionsfehler - nicht "§ 11 Abs. 1 Z 2-8", son-

dern "§ 11 Abs. 1 Z 2-7" - wäre zu korrigieren. 

zu § 14: Legistisch unhaltbar ist hier, daß laut Abs. 1 und 2 "Hilfe zu gewähren 

ist" - und zwar "ohne Rücksicht auf Staatsbürgerschaft, Einkommen und Vermögen" 

- im 2. Satz des Abs. 2 aber ein subjektiver Rechtsanspruch verneint wird. Abgese­

hen von diesem groben inhaltlichen Widerspruch ist es nicht nachvollziehbar, warum 

in einem Behindertenhilfegesetz sowohl ein Recht auf Auskunft, Beratung und Be­

treuung, als auch ein Rechtsanspruch auf Zuwendungen aus dem "Nationalfonds zur 

besonderen Hilfe für Behinderte Menschen" (§ 25 ff), als auch auf Vergütung der 

Differenz zwischen erhöhter Umsatzsteuer und Normalsteuersatz beim Kauf eines 

PKW durch einen Behinderten (§ 42) und ebenso ein Recht auf Fahrpreisermäßigung 

(§ 54 ff) abgesprochen wird. Dies ist rechtspolitisch deshalb besonders verfehlt, da 

die Voraussetzungen zur Erlangung der jeweiligen Vergünstigung ohnehin ausreichend 

definiert werden. Diese Negation eines subjektiven Rechtsanspruchs bei gleichzeitiger 

Abhängigmachung vom Ermessen der Verwaltungsbehörde, reduziert die Zuwendung zu 

einem Gnadenakt, der mit den Zielen der Sozialisation und Verselbständigung des 

Betroffenen in Widerspruch steht. 

zu § 16: Den Wünschen des Hilfesuchenden "soll" nicht nur, sondern ist zu ent-

sprechen, "soweit sie angemessen sind und keine unvertretbaren Mehrkosten erfor­

dern", wenn das in § 15 normierte Ziel der Anregung der Kräfte des Hi Ifesuchenden 

zur Selbsthilfe erreicht werden soll. 

zu § 18 ff: Die gesetzliche Fundierung des Sozial-Service ist ebenso zu begrüßen, 

wie die Einrichtung von mobilen Beratungsdiensten, um dem regionalen Bedarf und 

der verminderten Mobilität vieler Behinderter gerecht zu werden. Hinsichtlich des 

geplanten Beratungsdienstes für entwicklungsgestörte Kinder und Jugendliche ist auf 

eine Koordination mit schon bestehenden Einrichtungen zu hoffen (wie auch bei an­

deren Hilfestellungen) 
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zu § 34 f: Gesetzessprachlich wünschenswert wäre, wenn die inhaltlich gleichen 

Normen - wie teilweise in § 34 und § 11 - auch sprachlich harmonisiert würden. 

zu §§ 28, 42 und 58: siehe Ausführungen bei § 14. 

zu § 46 ff: Erfreulicherweise scheint hier tatsächlich ein Rechtsanspruch einge­

räumt zu sein: näml ich auf Ausstellung eines Behindertenpasses unter bestimmten 

Voraussetzungen durch die Bundessozialämter ("ist auf Antrag auszustellen" - § 46, 

"Auf die Ausstellung des Passes soll <?> ein Rechtsanspruch bestehen" - EB S. 26). 

zu 54 ff: So notwendig und richtig im Sinne einer sozialen Gerechtigkeit die Ein-

räumung einer Fahrpreisermäßigung für bedürftige Behinderte ist (siehe auch Bemer­

kungen bei § 14), so wenig nachvollziehbar ist die Differenzierung hinsichtl ich der 

Voraussetzungen zur Erlangung eines Behindertenpasses einerseits und der Fahrpreis­

ermäßigung hingegen eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um mind. 70 %. Abgese­

hen davon, daß diese Unterscheidung einen unnötigen Verwaltungsmehraufwand er­

fordert (jährliCh muß Jahresberechtigungsmarke ausgestellt werden), ist sie - vor al­

lem auch in Hinblick auf die vagen Kriterien nach denen der Prozentanteil der Er­

werbsminderung bestimmt wi rd - sachl ich nicht gerechtfertigt. 

zu § 55: Würde diese Differenzierung eleminiert, so könnte § 55 gänzlich wegge-

lassen werden, da die hier geregelten Voraussetzungen inhaltsgleich mit denen für 

den Behindertenpass wären, dessen Voraussetzungen aber ohnehin in § 47 geregelt 

sind und der Behindertenpass gemäß § 56 ja zur Inanspruchnahme der Fahrpreiser­

mäßigung nötig ist. 
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